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Kalküle statt Gefühle
In der schweizerischen Klima- und Energiepolitik wird viel gefürchtet, geglaubt und gehofft. Dagegen werden
Kosten und Nutzen zu wenig analysiert und evaluiert. Das muss sich ändern. MARKUS SAURER

V ieleMenschen in der Schweiz sind für die gleich-
zeitigeDekarbonisierungundDenuklearisierung
von Wirtschaft und Gesellschaft. Sie glauben,

dass Kohle-, Gas- und Kernkraftwerke durch Solar- und
Windkraftwerke, dass Verbrennungsmotoren sowie Öl-
und Gasheizungen durch elektrische Systeme ersetzt
werden können. Sie glauben auch, dass dieVermeidung
Kohlenstoffdioxid (CO2) emittierender Verbrennungs-
prozesse zwingend sei, um die Temperatur der Atmo-
sphäre nicht in lebensbedrohliche Bereiche steigen zu
lassen. Dies würde zwar nicht den Abbau, sondern den
Ausbau der nahezu CO2-freien Kernkraft nahelegen,
doch seit Fukushima glauben viele Schweizerinnenund
Schweizer angeblich, dass diese zu gefährlich sei.
Kernkraftwerke sind seit Jahrzehnten in vielen Län-

dern im Einsatz und kommen heute weltweit auf einen
Stromversorgungsanteil von etwa 13% (in der Schweiz
auf rund 33%, in Frankreich auf über 80%). Sie ver-
ursachen imVerhältnis zum erzeugten Strom von allen
EnergietechnologienamwenigstenCO2und fordernam
wenigstenVerletzte undTote.
Diese positiven Fakten will aber in vielen EU-Län-

dern und in der Schweiz niemand hören; es grenzt an
Ketzerei, sie zu erwähnen. In der übrigen Welt und in
den internationalen Energie- und Umweltbehörden
wirddieKernkraft dagegen als beste verfügbareTechno-
logie zurDekarbonisierunganerkannt.AuchdieSchweiz
dürfte – rascher, als man heute noch denken mag – auf
diese rationale Position zurückfinden. Es zeichnet sich
immer klarer ab, dass die Kernkraft in der Schweiz nie in
ausreichendemMassdurchSolar- undWindenergieund
andere Energien ersetzt werden kann.

Der Erntefaktor entscheidet
Dekarbonisierungs- und Denuklearisierungsmassnah-
men führen zu steigenden Energiekosten und Wohl-
standseinbussen – auch das glauben die Leute, hoffen
aber, dass die negativen Folgen nicht gravierend ausfal-
lenwerden.Umweltpolitiker redendie Kosten klein, wie
dies auch Bundesrätin Doris Leuthard vor der Abstim-
mung zu ihrer Energiestrategie 2050 getan hat. Aber
weder die Energieministerin noch sonst jemand kann
plausible Kosten- und Nutzenanalysen vorlegen.
Gewisse Proponenten behaupteten sogar, dass De-

karbonisierung und DenuklearisierungWachstum und
Wohlstand nicht bremsen, sondern fördern würden.
Diese abgegriffeneTheorie einer «doppeltenDividende»
aus (1) besserer Umwelt und (2) höherem Wohlstand
ist nur unter ganz spezifischen Annahmen überhaupt
denkbar und sieht sich entsprechend von der umwelt-
politischenPraxis fortlaufendwiderlegt.Trotzdemargu-
mentieren auch Cleantech- undGewerbekreise in diese
Richtung. Sie rechnen natürlich damit, dass Dekarboni-
sierung und Denuklearisierung vor allem ihren eigenen
Umsatz und Gewinn ankurbeln werden.

Die schweizerischeKlima-undEnergiepolitik ist also
geprägt von Angst, Glaube und Hoffnung statt von Kos-
ten- und Nutzenanalysen. Potenzielle Politikgewinnler
vermögen so ihrePartikularinteressen ziemlich leicht als
InteressenderAllgemeinheit zu tarnen: «DasGeldbleibt
in der Schweiz!» Da geht es aber konkret um das Geld
der Energieverbraucher und Steuerzahler, und dieses
wird – wie uns Deutschland seit längerem vorlebt – aus
ihren Taschen in immer grösseren Mengen in die Ta-
schen in- und ausländischer Cleantech-Industrieller,
Energieberater und Energielieferanten abwandern.
Wirmüssendiequasi-religiösenNebelschwadenver-

treiben und uns endlich den entscheidenden Grund-
lagen und Zusammenhängen zuwenden. Zum Beispiel
der Leistungsfähigkeit von Photovoltaikanlagen unter
schweizerischen Witterungsbedingungen. Der soge-

nannte Erntefaktor (Energy Return on Energy Invested,
ERoEI) misst die Energie, die eine Anlage über ihre
Lebensdauer erzeugt, imVerhältnis zur Energie, die für
Bau, Betrieb, Rückbau und Entsorgung dieser Anlage
eingesetztwerdenmuss. Bei einemERoEI von 1müssen
für die Anlage ebenso viele Kilowattstunden (kWh) auf-
gewendet werden, wie sich später mit ihr erzeugen las-
sen. Mit einer solchen Anlage kann gar nichts ersetzt
werden, denn sie unterhält nur sich selbst.
Wenn in eine Solaranlage ein Mix von 100 kWh aus

30% Nuklear- und 70% Wasserstrom investiert werden
müsste, damit sie 100 kWh Solarstrom an die Ver-
braucher liefern könnte, dann beliefert man diese
Verbraucher offensichtlich besser direkt mit dem Mix
und spart sich so unnötige Zusatzkosten. Dies gilt auch,
wenn die Inputenergie aus Deutschland oder China
stammt oder ausschliesslich aus Solarenergie besteht.
Die ausländische Energie oder die Solarenergie führt
man – wenn technisch möglich – wiederum besser di-
rekt denVerbrauchern zu.

Schmutzige Elektroautos
Es gibt Studien, die auf einen sehr niedrigen ERoEI von
Solaranlagen in der Schweiz hindeuten – er dürfte in
vielen Gegenden kaum wesentlich über 1 liegen. Wir
sollten darum bei jeder geplanten Anlage eine ERoEI-

Berechnung vornehmen. Welche Konsequenzen erge-
ben sich ausmöglicherweise sehr niedrigen Erntefakto-
ren für die Kosten und denNutzen der Energiestrategie?
Wie niedrig darf der Erntefaktor von Solarzellen oder
Windrädern sein, damit mit solchen Anlagen in der
Schweiz überhaupt ökonomisch und ökologisch nach-
haltig Strom erzeugt werden kann?
Bekannter, aber nichtsdestotrotz ungelöst ist die

Frage, ob und unter welchen Bedingungen mit Elektro-
autos überhaupt ein Beitrag zur Dekarbonisierung
geleistet werden kann. Eine schwedische Studie hat
ergeben, dass in Elektroautos – zumal in ihre Batterie –
so viel Energie gesteckt werden muss, dass beim ak-
tuellen Energiemix mit diesen Autos zehn und mehr
Jahre gefahren werden müsste, bis sie betreffend CO2
besser abschneiden als vergleichbare Benzin- oder
Dieselautos. Wenn diese Studie zutrifft, dann riskieren
wir, mit Elektroautos die globale CO2-Belastung zu
erhöhen statt zu senken – und dies natürlich zudem
verbundenmit Umwegkosten.

Opportunitätskosten beachten
Es gibt «Schlaumeier», die glauben, die CO2-Bilanz von
Elektroautos sei weit besser, wenn ihre Inputenergie
(Bau, Betrieb, Entsorgung) vollständig oder weitgehend
aus CO2-freien Quellen stamme. Das ist aber leider
gleich ein doppelter Irrtum: Erstens habenwir das eben
skizzierte ERoEI-Problem, also müsste geprüft werden,
wie starkdie angeblichCO2-freie Inputenergie ihrerseits
eben dochmit CO2 befrachtet ist.
Dazu kommt das absolut zentrale ökonomische

Opportunitätskostenprinzip, dass unbedingt auch auf
ökologische Kosten, also auch auf CO2, angewendet
werden muss: Solange im europäischen Netzverbund
nicht ausschliesslich CO2-freier Strom zirkuliert, hat
jeder Verbrauch von CO2-freiem Strom in der einen
Nutzung (Elektroautos) unweigerlich zur Folge, dass
andere Nutzungen auf nicht CO2-freien Strom zu-
rückgreifen müssen. Deshalb muss der Umweltbilanz
von Elektroautos und anderen Geräten in Europa und
in der Schweiz immer der europäische Strommix zu-
grunde gelegt werden.
Diese Beispiele zeigen auf, wie bis in kleinste Detail

gerechnet werden muss, damit wir zur Dekarbonisie-
rung keinesfalls kontraproduktiveMassnahmen treffen.
Und sie lassen vermuten, dass der Ersatz der höchst
potenten Kernkraft (ERoEI > 75) durch Photovoltaik
(ERoEI < 4) eventuell gar nicht oder nur mit massiven
ökologischenundökonomischenZusatzkostenmöglich
ist. Es ist nun höchste Zeit, dass endlich solche Berech-
nungen angestellt und vorgelegt werden.
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«Wirmüssen uns endlich
den entscheidenden
Grundlagen und Zusam-
menhängen zuwenden.»

Die Abschaffung
muss kommen
Endlich hat dieWirtschaftskommission
des Ständerats (WAK-S) ihr Konzept
für die Abschaffung des Eigenmiet-
werts auf denTisch gelegt. Zwar wird
der politische Spiessrutenlauf noch
eineWeile dauern, doch es sieht
danach aus, dass der Betrag, den
der Eigentümer bei Fremdvermietung
einnehmenwürde, bald nicht mehr
als Einkommen versteuert werden
muss (vgl. Seite 1).
Dass fiktives Einkommen einfach

so zum normalen Einkommen hinzu-
gerechnet wird, ist ein Unding. Den-
noch scheiterte die Abschaffung drei
Mal an der Urne und noch öfter im
Parlament. DiesesMalmuss es klap-
pen. Dank des Einlenkens des Haus-
eigentümerverbands (HEV) stehen
die Chancen besser als je zuvor.

Das Systemder Eigenmietwertbesteue-
rung und der Abzugsmöglichkeiten ist
ein Anreiz zumSchuldenmachen.Wer
seine Hypothek tilgt, wird bestraft.
Deshalb sind die Schweizer Haushalte
stärker verschuldet als die in Nach-
barländern. Das ist sogar der Bank für
Internationalen Zahlungsausgleich
aufgefallen, die immer wieder vor den
Auswirkungen höherer Zinsen warnt.
Die Risiken für die Finanzstabilität
der Schweiz nehmen so zu.
Es kann nicht angehen, dassman

sich nach der Pensionierung Sorgen
um den Eigenmietwert machenmuss
und der sparsame Eigentümer be-
nachteiligt wird. Dass der Erstbesitzer
nicht auf der Strecke bleibt, dafür
sorgt derVorschlag, Neueinsteigern
für rund zehn Jahre weiterhin den Ab-
zug der Schuldzinsen zu ermöglichen.
Verlierer? Ja, die gibt es. Das Bau-

gewerbe dürfte weniger Aufträge zum
Umbau und zumUnterhalt an Land
ziehen, und das Hypothekarvolumen
der Banken dürfte zurückgehen.
Doch deshalb die Abschaffung des
Eigenmietwerts zum Straucheln zu
bringen, wäre ein grosser Fehler.

«Die Urheber- und Patentrechte, die wir
heutehaben, sehenmehr auswie intellek-
tuelles Monopol als wie geistiges Eigen-
tum»: Das schreiben Brink Lindsey und
Steven Teles in ihrem jüngsten Buch über
die US-Wirtschaft («The Captured Eco-
nomy»). Bedenken wegen des übermässi-
gen Schutzes geistigen Eigentums – als
Hindernis für Innovation und deren Ver-
breitung – sind nicht neu. Sie haben nun
jedoch grössere Bedeutung erlangt, nach-
demsich dasWissen alswichtigsterMotor
der Wirtschaftstätigkeit und der Wettbe-
werbsfähigkeit herausgestellt hat.
Digitale Technologien haben die Ent-

stehung einer «immateriellenWirtschaft»
ermöglicht, die auf «weichen» Anlagen
wie Algorithmen und Code-Zeilen beruht
statt auf physischen Anlagen wie Gebäu-
den und Maschinen. In diesem Umfeld
könnenRegeln für geistiges EigentumGe-
schäftsmodelle neu definieren oder alte
brechen; sie können ganzeGesellschaften
umgestalten, da sie bestimmen, wie wirt-
schaftliche Gewinne geteilt werden.

Überholte Regeln
Das geltende Regime des geistigen Eigen-
tums wurde jedoch für eine ganz andere
Wirtschaft festgelegt. Die Patentregeln
spiegelnbspw.die gängigeAnnahme, dass
ein starker Schutz einenwesentlichenAn-
reiz für Unternehmen sei, Innovationen
zu forcieren. Jüngste Studien zeigen je-
doch, dass sich wenige Belege dafür fin-
den, dass Patente Innovationen fördern.

Im Gegenteil, weil sie die Vorteile der
etablierten Anbieter sichern und die Kos-
ten für neue Technologien in die Höhe
treiben, sind solche Schutzmassnahmen
mit weniger neuen oder Folgeinnovatio-
nen, schwächerer Verbreitung und höhe-
rer Marktkonzentration verbunden. Dies
hat in den vergangenen Jahrzehnten in
vielen Volkswirtschaften mit dazu beige-
tragen, Monopolmacht zu stärken, das
Produktivitätswachstum zu drosseln und
die Ungleichheit zu erhöhen.
Patente sind auch ein Anreiz zu erheb-

lichemLobbyingundzuRent Seeking.Die
Mehrheit der Patente wird nicht dazu ver-
wendet, einen kommerziellenWert zu er-
zeugen, sondern um ein defensives
Rechtsdickicht zu schaffen, das poten-
zielle Konkurrenten fernhält.
Während sich dieses System ausdehnt,

nimmt auch das «Patent Trolling» zu (je-
mand erwirbt Patente, ohne sie verwen-
den zu wollen, sondern nur, um allfällige
Patentverletzungen auszuschlachten),
und die Zahl der Rechtsstreitigkeiten
steigt. Klagen von Patent-Trollen machen
mehr als drei Fünftel aller Klagen wegen
Patentverletzung in denUSA aus und kos-
teten dieWirtschaft im Zeitraum 1990 bis
2010 schätzungsweise 500Mrd.$.
Manche Stimmen fordern nun, dass

dasPatentsystemeinfachdemontiertwer-
den sollte. Doch das wäre ein zu radikales
Vorgehen. Was wirklich benötigt wird, ist
eine Überprüfung des Systems von oben
nach unten. Das Zielmuss sein, übermäs-
sig breite oder strenge Schutzmassnah-

men zu ändern, die Regeln an die aktuel-
len Gegebenheiten anzupassen und den
Wettbewerb zur Förderung von Innova-
tion und technologischer Verbreitung zu
stärken.
Eine Reihe von Reformen, die in Be-

tracht gezogenwerden sollten,würde sich
auf die Verbesserung der institutionellen
Prozesse konzentrieren. So sollte bei-
spielsweise sichergestellt werden, dass
das Streitschlichtungsverfahren die Pa-
tentinhaber nicht übermässig begünstigt.
Andere Reformen betreffen die Patente
selbst und umfassen die Kürzung der Pa-
tentdauer, die Einführung von Verfallsbe-
stimmungen («use it or loose it») sowie
strengerer Kriterien, die Patente auf wirk-
lich sinnvolle Erfindungen beschränken.
Der Schlüssel zum Erfolg liegt mögli-

cherweise darin, den Einheitsansatz des
derzeitigen Patentsystems durch einen
differenzierten Ansatz zu ersetzen, der für
dieheutigeWirtschaft besser geeignet sein
könnte. Patente haben in der Regel eine
Laufzeit von zwanzig Jahren (Urheber-
rechtsschutz läuft über siebzig Jahre).
Während eine relativ lange Patentlaufzeit
für pharmazeutische Innovationen geeig-
net sein kann, weil sie langwierige und
teure Tests erfordern, ist das für die meis-
ten anderen Branchen weniger eindeutig.
In digitalen Technologien und Software
zum Beispiel haben neue Fortschritte viel
kürzere Entstehungszeiten und führen in
der Regel frühere Innovationen schritt-
weise fort. Das heisst, dass viel kürzere Pa-
tentlaufzeiten angemessen sein können.

Wenn sich die Aufsichtsbehörden ent-
scheiden, Patente auf verschiedene Arten
von Innovationen zuzuschneiden, müs-
sen sienatürlichdarauf achten, Patentsys-
teme nicht übermässig zu komplizieren.
Um die richtige Kombination von Refor-
men zufinden,wärenunweigerlich einige
Experimente sowie eine sorgfältige Über-
wachung der Ergebnisse erforderlich, da-
mit die Anpassungen vorgenommenwer-
den können.

Innovation demokratisieren
Die Gestaltung der richtigen Reformen ist
nur ein Teil der Herausforderung. Mäch-
tige Interessengruppenwerden solcheRe-
formen politisch behindern. Zum Glück
könnte das Anliegen einer Reform des
Jahrzehnte alten Patentsystems jedoch
dringlicher gar nicht sein – wenn die Ver-
teidiger des Systems wirklich dafür ste-
hen, Innovation zu fördern, müssten sie
Reformenbegrüssen, auchwenn sie selbst
davon betroffen wären.
Im weitesten Sinn sollte die Politik in

einer zunehmendwissensintensivenWirt-
schaft versuchen, Innovation zudemokra-
tisieren, um die Schaffung und die Ver-
breitung neuer Ideen sowie einen gesun-
denWettbewerb zu fördern.Dasbedeutet,
das System des geistigen Eigentums, das
sich gerade in die entgegengesetzte Rich-
tung bewegt, gründlich zu erneuern.
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Geistiges Eigentum statt geistiges Monopol
Das Patentrecht entwickelt sich eher zum Hindernis als zum Anreiz für Innovationen. Es braucht Reformen. ZIA QURESHI
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US-Banken haben sich seit der Finanz-
krise kräftig erholt: Ihr Aktienkurs hat
sich seit dem Einbruch fast verfünf-
facht, zeigt der KBW-Sektorindex, der
24 US-Finanzinstitute umfasst. Von
einem ähnlichen Aufschwung können
Anleger in europäischen und japani-
schen Bankvaloren nur träumen.
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Flaute in
Bankaktien

Die Schweizer Uhrenhersteller haben
im Juli mehr Uhren ins Ausland verkauft
als im Vorjahresmonat. Die Exporte
kletterten nach Angaben des Schweize-
rischen Uhrenverbands 6,6% auf
1,82Mrd. Fr. Im ersten Halbjahr hatte es
ein Plus von knapp 11% gegeben.
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Mehr Uhrenexporte
auch im Juli

Seit Montag ist das dritte Hilfspaket für
Griechenland offiziell ausgelaufen. Die
Kreditgeber loben die Reformfort-
schritte und die eingehaltenen Budget-
ziele. Doch auch wenn dieWirtschaft
zaghaft wächst, ist der griechische Pa-
tient noch lange nicht genesen.
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Griechenland
ohne Krücken
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